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SGB II:- 

SGB III: Weisung 

Zusammenfassung: 

Mit dem ESF-Bundesprogramm „Kofinanzierung der 
Berufseinstiegsbegleitung“ stellt der Bund ESF-Mittel für die Kofinanzierung 
der Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III in der neuen Förderperiode 
2014 - 2020 bereit. 

1. Ausgangssituation 

In der neuen Förderperiode (2014 bis 2020) des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
werden die Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung für die Vorabgangsklassen 
2014/2015 bis 2018/2019 aus ESF-Mittel des Bundes kofinanziert. 

Ab 2015 sollen die unterschiedlich finanzierten Formen der 
Berufseinstiegsbegleitung im Wesentlichen unter dem Dach der Initiative 
Bildungsketten zusammengeführt und durch die Bundesagentur für Arbeit (BA) nach 
§ 49 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) durchgeführt werden. Die Finanzierung 
erfolgt zu jeweils 50 Prozent (530 Mio. Euro) durch ESF-Mittel des Bundes und durch 
die Bundesagentur für Arbeit. 

Eine für die Durchführung erforderliche Verwaltungsvereinbarung wurde zwischen 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und der BA über die 
Durchführung des ESF-Bundesprogrammes „Kofinanzierung der 
Berufseinstiegsbegleitung“ geschlossen. 

Durch die Umsetzung des Programmes wird die Kofinanzierung der Maßnahmen der 
Berufseinstiegsbegleitung in den nächsten Jahren gesichert. So können 
Schülerinnen und Schüler auch weiterhin beim Übergang von der Schule in den 
Beruf unterstützt werden. 



In die ESF-Förderung einbezogen werden ab März 2015 prioritär die rund 1.000 
Modellschulen des § 421s SGB III a. F. und zusätzlich ab Herbst 2015 die rund 1.000 
Schulen aus dem „Sonderprogramm Berufseinstiegsbegleitung“ im Rahmen der 
Bildungsketteninitiative (BerEb-Bk). Eine entsprechende Schulauswahl fand unter 
Beteiligung der Länder statt. 

2. Auftrag und Ziel 

Die BA übernimmt während der Förderperiode 2014 - 2020 des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) die Durchführung des ESF-Bundesprogrammes „Kofinanzierung 
der Berufseinstiegsbegleitung“. Hierzu wurde die Geschäftsanweisung 
„Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) nach § 49 SGB III mit Kofinanzierung“ inhaltlich 
angepasst und entsprechend gekennzeichnet (Anlage 2). 

Aufgrund der ESF-Förderung sind bei der Maßnahmedurchführung und -abwicklung 
vor Ort besondere Verfahrensregelungen zu beachten, wie z. B. 

 Flexibilisierungen und Vertragsanpassungen dürfen nur mit vorheriger 
Zustimmung der Zentrale erfolgen, 

 eine spezielle ESF-Einverständniserklärung (Anlage 3) und ein ESF-Anmelde-
/Teilnehmerfragebogen (Anlage 4) müssen zwingend vorliegen. 

Für Anfang 2015 ist eine Informationsveranstaltung für die Operativen Services 
(AMDL) geplant, in der die Besonderheiten bei der Maßnahmeerfassung und -
abwicklung anhand des COSACH-Förderfeldes BerEb-04 erläutert werden. Hierzu 
ergehen gesonderte Einladungen. Maßnahmen können ab der Programmversion P 
43 erfasst werden. Dabei sind die Vorgaben der ESF-Arbeitshilfe zu COSACH 
(Anlage 5) zwingend einzuhalten. 

Die entsprechenden Maßnahmen werden im November 2014 ausgeschrieben. Im 
Rahmen der Öffentlichen Ausschreibung werden mit den Auftragnehmern Verträge 
geschlossen, die am 16.03.2015 beginnen und am 31.07.2020 enden. Die Verträge 
sehen eine einmalige Option für zwei weitere Kohorten (2017 und 2018) vor. Bei 
Inanspruchnahme der Option verlängert sich der Vertrag bis zum 31.07.2022. 

Die Umsetzung von Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung, die andere 
Finanzierungsarten haben, bleibt hiervon unberührt. Die Geschäftsanweisung BerEb-
Bk behält ebenfalls weiterhin Gültigkeit. 

3. Planungsprozess 2015 

Die Berufseinstiegsbegleitung (ESF-Finanzierung) ist aus dem Eingliederungstitel zu 
finanzieren. Die Formulierung im Vorstandsbrief zur Planung ist hiermit hinfällig. 
Hierfür steht bundesweit ein Orientierungsrahmen für das Budget von 44 Mio. Euro 
zur Verfügung. Mit dem Start des Vergabeverfahrens im November sind die 
entsprechenden Bedarfe für Jugendliche und Budgetbedarfe von den Agenturen in 
ERP festzulegen (neue Finanzpositionen) und in der Planung bei der 
Gesamtbindung zu berücksichtigen. Eine detaillierte Eintrittsplanung erfolgt in den 
Agenturen im Rahmen der operativen Geschäftsplanung außerhalb des 
Planungsprozesses zu den Zielindikatoren. Die Maßnahmeeintritte für die 



Berufseinstiegsbegleitung werden ab 2015 mit Bereitstellung des neuen Förderfeldes 
BerEb-04 in COSACH entsprechend auch in den Controlling Datensystemen 
auswertbar sein. 

4. Haushalt 

Die benötigten Haushaltsmittel werden zentral zur Verfügung gestellt und von den 
Regionaldirektionen auf die Agenturen für Arbeit verteilt. 

Zur Kalkulation und Berechnung der benötigten Haushaltsmittel und zur späteren 
Mittelvormerkung sind - nach Abstimmung mit dem BMAS - folgende Bedingungen 
zugrunde zu legen (eine entsprechende Exceldatei wird als Arbeitshilfe nach 
Zuschlagserteilung im Intranet zur Verfügung gestellt): 

Eintritte ab 16.03.2015 (1. Kohorte): 
16.03.2015 – 31.03.2017: 100 % 
01.04.2017 – 31.03.2018: 80 % (60 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 
01.04.2018 – 31.07.2018: 50 % (30 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 

Eintritte ab 01.09.2015 (2. Kohorte): 
01.09.2015 – 31.03.2018: 100 % 
01.04.2018 – 31.03.2019: 80 % (60 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 
01.04.2019 – 31.07.2019: 50 % (30 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 

Eintritte ab 01.09.2016 (3. Kohorte): 
01.09.2016 – 31.03.2019: 100 % 
01.04.2019 – 31.03.2020: 80 % (60 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 
01.04.2020 – 31.07.2020: 50 % (30 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 

Option 
Eintritte ab 01.09.2017 (1. Verlängerungskohorte): 
01.09.2017 – 31.03.2020: 100 % 
01.04.2020 – 31.03.2021: 80 % (60 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 
01.04.2021 – 31.07.2021: 50 % (30 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 

Eintritte ab 01.09.2018 (2. Verlängerungskohorte): 
01.09.2018 – 31.03.2021: 100 % 
01.04.2021 – 31.03.2022: 80 % (60 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 
01.04.2022 – 31.07.2022: 50 % (30 % Mindestabnahmemenge lt. Vertrag + 20 % 
Punkte) 



Im Kontierungshandbuch sind für die Abwicklung der Zahlungen die beiden 
folgenden neuen Finanzpositionen eingerichtet: 

 Finanzposition 2-685 11-00-3081 (HV/TV 2211 0001) 
(Stärker entwickelte Regionen) 
und 

 Finanzposition 2-685 11-00-3082 (HV/TV 2211 0002) 
(Übergangsregionen) 

Die Zuordnung der Verträge zu den jeweiligen gegenüber der alten ESF-
Förderperiode veränderten Zielgebieten erfolgt zentral über das Verfahren COSACH. 

Da gegenüber dem BMAS die Ausgaben auf Vorhaben- bzw. Vertragsebene 
abgerechnet werden müssen, müssen alle Zahlungen in ERP zu einem Vertrag über 
ein einheitliches Auftragskennzeichen identifiziert werden können. Nähere Hinweise 
enthält die ESF-Arbeitshilfe zu COSACH (Anlage 5) und werden auf der 
Informationsveranstaltung Anfang 2015 gegeben. 

Bei der Buchung von Ausgaben auf den neuen Finanzpositionen 2-685 11-00-3081 
(HV/TV 2211 0001) und 2-685 11-00-3082 (HV/TV 2211 0002) ist sicherzustellen, 
dass das entsprechende Auftragskennzeichen angegeben ist. Analog dazu sind 
Einzahlungen z. B. aus Erstattungen nur mit dem entsprechenden 
Auftragskennzeichen zu buchen. 

Die Maßnahmen, die auf der Grundlage des ESF-Bundesprogrammes 
„Kofinanzierung der Berufseinstiegsbegleitung“ durchgeführt und kofinanziert 
werden, sind zu 100% aus dem EGT zu finanzieren. Die anteilige Refinanzierung 
wird durch die ESF-Verwaltungsstelle (Zentrale, AV22) abgewickelt. Datengrundlage 
hierfür sind die in ERP erfassten Ausgaben. 

Verweigert die Europäische Kommission aufgrund festgestellter Unregelmäßigkeiten 
oder fehlender Nachweise die Erfüllung von Erstattungsansprüchen oder macht 
Rückerstattungsansprüche gegenüber der Bundesrepublik Deutschland geltend, so 
haftet die BA nach dem Maßstab, dem ihre Bediensteten bei der Durchführung der 
übertragenen Aufgaben ihr gegenüber unterliegen. 

gez. Unterschrift  

Anlagen 

Verwaltungsvereinbarung zwischen dem BMAS und der BA über die Durchführung 
des ESF-Bundesprogrammes „Kofinanzierung der Berufseinstiegsbegleitung“ ( PDF, 
48,1 KB) 

Geschäftsanweisung zu BerEb nach § 49 SGB III mit Kofinanzierung ( PDF, 129,5 
KB) 

ESF-Einverständniserklärung ( PDF, 86,7 KB) 

ESF-Anmelde-/Teilnehmerfragebogen  ( PDF, 81,1 KB) 

/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdc2/~edisp/l6019022dstbai722922.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI722928
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Anmelde-/Teilnehmerfragebogen 
Name Vorname 


Geburtsort Staatsangehörigkeit Geburtsdatum 


Straße, Hausnummer, PLZ, Wohnort, Telefonnummer 
 
 
 
 
 
 
 
 


Geschlecht 


  männlich     (   ) 
 
  weiblich      (   ) 


Schulart und Name der Schule 
Klasse 


Ich bin damit einverstanden,  
dass meine Sozialversicherungsnummer von der Agentur für Arbeit  
ermittelt bzw. beantragt wird,  
sofern für mich noch keine vergeben wurde.  


 
❑ ja 
 
❑ nein 


Alle Angaben beziehen sich zeitlich auf den Beginn der Berufseinstiegsbegleitung. 


 


Frage 1: 


Alle Mitglieder meines Haushalts sind erwerbslos, das heißt sie sind entweder  


- nicht erwerbstätig (zum Beispiel Schüler/Schülerin an einer allgemeinbildenden 
Schule, zurzeit in Aus- oder Weiterbildung oder Hausmann/Hausfrau) 


oder 


- bei der Bundesagentur für Arbeit oder einem Jobcenter arbeitslos gemeldet.  
 


 ❑ ja ❑ nein 


Ausfüllhinweisi zu Frage 1:  


Es kommt die Definition der Europäischen Kommission zur Anwendung. Bei Erwerbslo-
senhaushalten handelt es sich um Haushalte, in denen kein Mitglied erwerbstätig ist, das 
heißt, alle Mitglieder sind entweder arbeitslos oder Nichterwerbspersonen. 
 


Frage 2: 


Ich gehöre einer in Deutschland anerkannten Minderheit an (anerkannte Minderheiten = 
Sinti, Roma, Friesen (nur in Schleswig-Holstein und in Niedersachsen), Sorben (nur in 
Sachsen und Brandenburg).  
 


 ❑ ja ❑ nein  
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Ausfüllhinweis zu Frage 2:  


Anerkannte Minderheiten in Deutschland sind Sinti und Roma sowie in Brandenburg und 
Sachsen Sorben, in Schleswig-Holstein sind es die Dänen und in Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein die Friesen.  
 


Frage 3: 


Ich habe einen Migrationshintergrund, weil ich entweder 


- nicht auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik geboren wurde und 1950 oder 
später zugewandert bin 


oder  


- eingebürgert worden bin  


oder 


- meine Eltern oder ein Elternteil nach Deutschland zugewandert oder ausländi-
scher Herkunft sind. 


 


 ❑ ja ❑ nein 
 


Ausfüllhinweis zu Frage 3 


Es kommen die nationalen statistischen Definitionen (Mikrozensus) zur Anwendung. Eine 
Person mit Migrationshintergrund ist eine Person, die  


1. nicht auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland geboren wurde und 
1950 oder später zugewandert ist und/oder 


2. die keine deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder eingebürgert wurde. 


Darüber hinaus haben Deutsche einen Migrationshintergrund, wenn ein Elternteil der Per-
son mindestens eine der unter 1. oder 2. genannten Bedingungen erfüllt. Somit gehören 
auch deutschstämmige Spätaussiedler/innen und deren Kinder zu den Personen mit Mig-
rationshintergrund. 


 


Frage 4: 


Ich besitze einen Schwerbehindertenausweis oder einen gleichwertigen amtlichen Nach-
weis 


 ❑ ja ❑ nein 


 


i Die Ausfüllhinweise basieren auf einer Verständigung der ESF-Verwaltungsbehörden von Bund 
und Ländern zur Anwendung von einheitlichen Definitionen der gemeinsamen Indikatoren gemäß 
Anhang 1 der Verordnung (EU) 1304/2013. 
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Wichtige Hinweise für alle, die durch eine Berufseinstiegsbegleitung unterstützt 
werden möchten! 


 
Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter unterstützen Schülerinnen und 
Schüler beim Übergang von der allgemeinbildenden Schule in berufliche Ausbildung. Sie 
erleichtern dadurch den Einstieg ins Berufsleben. Die Berufseinstiegsbegleitung soll helfen, die 
Chancen der Schülerinnen und Schüler auf einen Ausbildungsplatz zu verbessern.  
 
Die Kosten für die Berufseinstiegsbegleitung werden durch die Bundesagentur für Arbeit und aus 
dem Europäischen Sozialfonds (ESF) je zur Hälfte finanziert. Für die Eltern bzw. 
Erziehungsberechtigten entstehen keine Kosten. 
 
Bei allen Maßnahmen, die zum Teil durch die Europäische Union (EU) gefördert werden, sind an 
die Europäische Kommission verschiedene Daten zu den geförderten Personen zu liefern. 
 
Diese Daten muss die Bundesagentur für Arbeit erfassen und an das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales übermitteln. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales leitet diese Daten 
an die Europäische Kommission weiter.  
 
Die persönlichen Daten werden mit dem „Anmelde-/Teilnehmerfragebogen“ erhoben. 
Zusätzlich enthält der Fragebogen 4 Fragen.  
 


Die Frage 1 muss beantwortet werden, sonst beteiligt sich die EU nicht an den 
Kosten. Die Berufseinstiegsbegleitung kann nicht durchgeführt werden, wenn diese 
Frage nicht beantwortet wird! 
 


Die Fragen 2 bis 4 dienen statistischen Zwecken der Europäischen Kommission. Ihre 
Beantwortung wäre daher sinnvoll. Wenn diese Fragen nicht beantwortet werden, ist eine 
Unterstützung durch die Berufseinstiegsbegleitung trotzdem möglich. 
 
Die Daten für die Europäische Kommission werden durch die Bundesagentur für Arbeit ebenfalls 
im Anmelde-/Teilnehmerfragebogen erfasst und elektronisch gespeichert. Aus diesem Grund 
werden die persönlichen Daten vor Weitergabe an die EU durch die Bundesagentur für Arbeit 
entfernt. Anstatt der Namen und der Adressen wird eine neutrale Kennzeichnung verwendet. 
 
Nur wenige Personen können auf die persönlichen Daten zugreifen. Sie dürfen diese Daten nur 
bekannt geben, wenn dies unbedingt erforderlich ist. Zum Beispiel, wenn die Europäische 
Kommission oder eine andere Stelle im Einzelfall prüfen will, ob das Geld auch tatsächlich für die 
Berufseinstiegsbegleitung ausgegeben wurde.  
 
Zusätzlich zu diesen Angaben muss die Bundesagentur für Arbeit noch weitere Daten zu den 
Teilnehmenden melden. Dazu zählen z. B. Angaben zur Altersgruppe, zum Eintritts- bzw. 
Austrittsdatum sowie verschiedene Angaben zum Status der Erwerbstätigkeit und zum 
Bildungsstand. Die Bundesagentur für Arbeit wird bei allen Teilnehmenden an dem Programm 
pauschal melden, dass sie 


• noch keine 25 Jahre alt sind, 
• nicht erwerbstätig, nicht arbeitslos, nicht langzeitarbeitslos sind und kein Arbeitslosengeld I 


oder Arbeitslosengeld II beziehen, 
• noch nicht über einen Schul- und Berufsabschluss verfügen, 
• nicht alleinerziehend sind, 
• nicht obdachlos und nicht von einer sonstigen Benachteiligung, wie z. B. Drogensucht, 


betroffen sind. 
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Die Europäische Kommission möchte auch wissen, ob das Geld für sinnvolle Maßnahmen 
ausgegeben wurde. Deshalb wird geprüft, ob die Berufseinstiegsbegleitung tatsächlich dabei 
geholfen hat, die jungen Menschen zu unterstützen. Bei der sogenannten „Evaluation“ geht es 
darum, zu erfahren, was aus den jungen Menschen geworden ist. Haben sie eine Ausbildung 
begonnen oder eine Arbeit aufgenommen? Oder gehen sie weiter zur Schule? Oder sind sie 
arbeitsuchend gemeldet? 
 
All diese Fragen werden das erste Mal gestellt, kurz nachdem die Berufseinstiegsbegleitung 
beendet wurde. Der Bildungsträger, der für die Berufseinstiegsbegleitung bezahlt wird, muss 
diese Daten für alle Personen liefern, die unterstützt worden sind. 
 
Nach sechs Monaten werden diese Fragen nochmal gestellt. Dann werden aber nicht alle jungen 
Menschen befragt. Es wird eine Stichprobe gezogen. Die jungen Menschen, die ausgewählt 
wurden, werden dann von einem Unternehmen befragt. Damit das Unternehmen die Befragungen 
durchführen kann, braucht es die Namen, Adressen und die Telefonnummer von den jungen 
Menschen. Diese Angaben liefert die Bundesagentur für Arbeit an das Unternehmen. 
 
Die Daten, die an die Europäische Kommission geliefert werden, werden mehrere Jahre 
gespeichert. Sie werden voraussichtlich spätestens im Jahr 2025 gelöscht. Bis dahin müssen sie 
auch bei der Bundesagentur für Arbeit gespeichert werden. 
 
Damit die Berufsbegleitung sinnvoll und erfolgreich durchgeführt werden kann, müssen die 
Schule, der Bildungsträger, der die Berufseinstiegsbegleitung durchführt, und die Agentur für 
Arbeit untereinander Informationen austauschen.  
 
Dabei geht es um Informationen 


• zu den Schulnoten,  
• zu den Kenntnissen in den Schulfächern 
• zum Arbeits- und Lernverhalten und 
• zu den Ergebnissen der sogenannten „Potenzialanalyse“  


(das bedeutet, dass sich die Schule, der Bildungsträger und die Agentur für Arbeit darüber 
austauschen, was durch die Berufsbegleitung konkret gefördert werden soll und was 
genau erreicht werden kann). Diese Informationen sind wichtig! Nur so kann festgestellt 
werden, ob eine Förderung überhaupt möglich ist.  


 
Ihre Rechte nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG, § 6) auf Auskunft (§§ 19 und 34 
BDSG), Berichtigung, Löschung und Sperrung (§§ 28 und 35 BDSG) können Sie bei der 
zuständigen Agentur für Arbeit geltend machen. 
 
Alle Informationen dürfen nur ausgetauscht werden, wenn die Betroffenen damit 
einverstanden sind.  
 
Da auf diesen Informationsaustausch nicht verzichtet werden kann, ist eine 
Teilnahme an der Maßnahme leider nicht möglich, wenn die Einwilligung dazu 
verweigert wird. 
 
Es besteht auch die Möglichkeit, eine Einwilligung zu widerrufen. Aber auch dann 
kann keine weitere Unterstützung durch die Berufseinstiegsbegleitung erfolgen! 
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Name der Schülerin/des Schülers:     Agentur für Arbeit: 
 


 
Einverständniserklärung  


1. Ich fühle mich ausreichend darüber informiert, wer meine persönlichen Daten erhebt, erfasst, 
speichert und an die Europäische Kommission liefert. Damit bin ich einverstanden. Ich weiß, dass 
die Bundesagentur für Arbeit pauschal für alle Teilnehmenden weitere Daten an die 
Europäische Kommission meldet. Mir ist bekannt, dass ich mich an meine Berufsberaterin oder 
meinen Berufsberater wenden kann, wenn die gemeldeten Daten auf mich nicht zutreffen. 
 


2. Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten, die mit dem Anmelde-/Teilnehmerfragebogen 
erhoben werden, bis 2025 elektronisch gespeichert werden.  
 


3. Ich bin damit einverstanden, dass die Bundesagentur für Arbeit meinen Namen, meine Anschrift 
und meine Telefonnummer an das Unternehmen weitergibt, das die Evaluation durchführt. Ich 
weiß, dass das notwendig ist, damit ich befragt werden kann, falls ich für die Evaluation 
ausgewählt werde. 
 


4. Ich bin damit einverstanden, dass meine persönlichen Daten, die bei der Bundesagentur für Arbeit 
gespeichert sind, auch für die Evaluation verwendet und an das Unternehmen weitergeleitet 
werden. 


 
5. Ich bin damit einverstanden, dass sich meine Lehrerin oder mein Lehrer mit dem zuständigen 


Berufsberater/der zuständigen Berufsberaterin und ggf. persönlichem 
Ansprechpartner/persönlicher Ansprechpartnerin und Schulsozialarbeiter/in darüber abstimmt, ob 
ich an der Berufseinstiegsbegleitung meiner Schule teilnehmen kann. 
 
Meine Lehrerin oder mein Lehrer darf zu diesem Zweck die erforderlichen persönlichen Daten an 
die Bundesagentur für Arbeit übermitteln.  
 
Weiter erkläre ich mich damit einverstanden, dass während der Teilnahme an der 
Berufseinstiegsbegleitung die erforderlichen persönlichen Daten zwischen Schule, 
Berufseinstiegsbegleitung und Bundesagentur für Arbeit ausgetauscht werden. Dazu werden mir 
und meinen Erziehungsberechtigten die Daten, die übermittelt werden, jeweils mitgeteilt. 
 


Ich bin an der Berufseinstiegsbegleitung interessiert und werde das Angebot annehmen, wenn mir die 
Teilnahme durch die Bundesagentur für Arbeit zugesagt wird. 
 
Ich erhalte einen Informationsflyer zur Berufseinstiegsbegleitung und eine Kopie dieser Erklärung. 
 


Hinweis: 
Mit der Unterschrift wird die Einwilligung für alle Punkte erteilt. Einzelne Punkte können nicht 
gestrichen werden! Eine Teilnahme ist sonst nicht möglich! 


Ort, Datum ________________________________________ 


 


   
 Unterschrift des Schülers/der Schülerin  und   bei Minderjährigen des/der Erziehungsberechtigten 
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Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) 
nach § 49 SGB III mit Kofinanzierung 


 
Geschäftsanweisung 


(Stand: November 2014) 
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vorzeitige Beendigung der Maßnahme 
7 
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§ 50 - 50.0 Anordnungsermächtigung 11 


Verfahren   


V.BerEb.01 Anwendung der VOL/A 12 
V.BerEb.02 Zuständigkeiten, Qualitätssicherung 12 
V.BerEb.03 Aufklärung, Einverständniserklärung 12 
V.BerEb.04 Verfahren bei der Besetzung der Plätze, Koordination, 


Schulabgangsjahrgang, Verschiebung der Kapazitäten 
12 


V.BerEb.05 Mittelbewirtschaftung / -überwachung 13 
V.BerEb.06 Datenerfassung in den IT-Verfahren 14 
V.BerEb.07 Förderplanung, LuV, eM@w 15 
V.BerEb.08 Flyer, MediaNet 16 
   
Anlagen   


Anlage 1 
Anlage 2 


Einverständniserklärung für die Teilnahme an BerEb 
Muster einer Anlage zur Einverständniserklärung 


 


Anlage 3 
Anlage 4 
Anlage 5 


ESF-Teilnehmerfragebogen 
ESF-Einverständniserklärung 
ESF-Arbeitshilfe COSACH 
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§ 49 
Berufseinstiegsbegleitung 


 
 
Für die Durchführung der Berufseinstiegsbegleitung ist das 
Fachkonzept „Berufseinstiegsbegleitung im Auftrag der 
Bundesagentur für Arbeit (BA)“ maßgeblich. 
 
Das Fachkonzept umfasst die Durchführung der 
Berufseinstiegsbegleitung im Rahmen  


• einer modellhaften Erprobung nach dem vormaligen 
§ 421s SGB III,  


• der BMBF-Initiative „Abschluss und Anschluss – 
Bildungsketten bis zum Ausbildungsabschluss“  


 
und bietet auch die Basis für  die Umsetzung des 
Regelinstrumentes nach § 49 SGB III ab April 2012. 
 
Weitere Detailregelungen für die Durchführung der 
Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III sind Inhalt dieser 
Geschäftsanweisung. 
 
Durch die Förderung von Berufseinstiegsbegleitung durch die BA 
sollen funktionierende ehrenamtliche Angebote nicht ersetzt 
werden. 
  


Fachkonzept 49.0 


Detailregelungen 
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(1) Die Agentur für Arbeit kann förderungsbedürftige junge 
Menschen durch Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung 
fördern, um sie beim Übergang von der allgemeinbildenden 
Schule in eine Berufsausbildung zu unterstützen, wenn sich 
Dritte mit mindestens 50 Prozent an der Förderung beteiligen. 
 
 
Es ist eine mindestens 50%ige Kofinanzierung Dritter für die 
Einrichtung entsprechender Maßnahmen zwingend erforderlich.  
 
 
Vorrangig sind die Länder als Kofinanzierer der 
Berufseinstiegsbegleitung vorgesehen. Das Kofinan-
zierungserfordernis verdeutlicht die gemeinsame Verantwortung 
der Länder und der BA für den Übergang von Schülerinnen und 
Schülern allgemeinbildender Schulen (inkl. Förderschulen) in die 
Berufsausbildung sowie die Verantwortung der 
allgemeinbildenden Schulen, ihre Schülerinnen und Schüler mit 
einem Schulabschluss und der für eine Berufsausbildung 
erforderlichen Ausbildungsreife aus der allgemeinbildenden 
Schule zu entlassen. 
 
Neben der vorgesehenen zusätzlichen Kofinanzierung für die 
Berufseinstiegsbegleitung ist darauf zu achten, dass die 
Ausstattung für die Kofinanzierung von Maßnahmen der 
Berufsorientierung (§ 48 SGB III) weiterhin bedarfsgerecht erfolgt.  
 
 
Eine Kofinanzierung durch andere Dritte kommt in Betracht, soweit 
es sich um kontinuierlich verlässliche Partner handelt, die 
Berufseinstiegsbegleitung nicht nur als temporäres Projekt 
zeitweise mitfinanzieren, sondern eine verbindliche Perspektive für 
eine langfristige Zusammenarbeit bieten. Vorstellbar wäre deshalb 
eine Kofinanzierung durch Gebietskörperschaften. Eine Förderung 
durch Vereine, Stiftungen o. ä. dürfte die Ausnahme darstellen, da 
sie aufgrund ihrer Aufstellung die erforderliche mittelfristige 
Verbindlichkeit nicht bieten können. 
 
Auch für diese Fälle ist das Verfahren (insbesondere bzgl. 
Auswahl und Beteiligung der Schulen) mit den Ländern 
abzustimmen. 
 
Eine Identität zwischen Kofinanzierer und dem Maßnahmeträger 
ist grundsätzlich ausgeschlossen  
 
 
Es wird die Schaffung langfristiger Strukturen angestrebt. Die 
Kofinanzierungszusagen sollen deshalb möglichst die Begleitung 
mehrerer Schülerjahrgänge umfassen. 
 
 
Die finanzielle Beteiligung des Kofinanzierers sollte in Form einer 
prozentualen Kostenzusage erfolgen und muss rechtsverbindlich 
sein. Die Kofinanzierung ist in Form von Geldmitteln zu erbringen. 
  


Kofinanzierung 49.11 


Vorrang der Länder 49.12 


Andere Dritte 49.13 


Langfristigkeit 49.14 


Kostenzusage 49.15 
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Die Maßnahmen müssen im Wege des Vergabeverfahrens in 
Verantwortung der BA beschafft werden. Eine finanzielle 
Beteiligung der BA an Maßnahmen, die von Dritten eingerichtet 
werden, ist – anders als bei Berufsorientierungsmaßnahmen (§ 48 
SGB III) – nicht vorgesehen. 
 
  


Vergabe durch die BA 49.16 
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(2) Förderungsfähig sind Maßnahmen zur individuellen 
Begleitung und Unterstützung förderungsbedürftiger junger 
Menschen durch Berufseinstiegsbegleiterinnen und 
Berufseinstiegsbegleiter, um die Eingliederung der jungen 
Menschen in eine Berufsausbildung zu erreichen 
(Berufseinstiegsbegleitung). Unterstützt werden sollen 
insbesondere das Erreichen des Abschlusses einer 
allgemeinbildenden Schule, die Berufsorientierung und -wahl, 
die Suche nach einer Ausbildungsstelle und die 
Stabilisierung des Berufsausbildungsverhältnisses. Hierzu 
sollen die Berufseinstiegsbegleiterinnen und 
Berufseinstiegsbegleiter insbesondere mit Verantwortlichen 
in der allgemeinbildenden Schule, mit Dritten, die junge 
Menschen in der Region mit ähnlichen Inhalten unterstützen, 
und mit den Arbeitgebern in der Region eng zusammen-
arbeiten. 
 
 
Zu den wichtigsten Aufgaben der Berufseinstiegsbegleitung gehört 
die Unterstützung bei der 
 
• Erreichung des Abschlusses der allgemeinbildenden Schule 
• Berufsorientierung und Berufswahl 
• Ausbildungsstellensuche 
• Begleitung im Übergangssystem 
• Stabilisierung des Berufsausbildungsverhältnisses  
 
Darüber hinaus kann sie auch bei der Herstellung der 
Ausbildungsreife Unterstützung leisten.  
 
Die Unterstützung der Teilnehmenden wird grundsätzlich auch 
nach Verlassen der allgemeinbildenden Schule fortgesetzt, sofern 
weiterhin eine Berufsausbildung angestrebt wird. Dies gilt auch 
während der  Teilnahme an Maßnahmen (z.B. BvB, EQ, abH). 
 
 
Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter 
müssen ausgehend vom individuellen Unterstützungsbedarf der 
Teilnehmenden eng mit diversen anderen Akteuren (u. a. 
ehrenamtliche Ausbildungspaten) und Berufsgruppen, die 
insbesondere in folgenden Handlungsfeldern tätig sind, 
zusammenarbeiten: 


• Schulabschluss erreichen (u. a. Lehrer/in, 
Schulsozialarbeiter/in, -pädagoge/in, ggf. Heimerzieher/in 
bzw. ambulante Familienbetreuung, Nachhilfe-Projekte) 


• Berufsorientierung/Berufswahl (u. a. Berufsberater/in bzw. 
Berater/in Reha/SB, Integrationsfachkraft, Lehrer/in, 
Beratungslehrer/in bzw. Laufbahnberater/in der 
allgemeinbildenden /berufsbildenden Schulen) 


• Ausbildungsstellensuche/Begleitung im Übergangssystem 
(u. a. Berufsberater/in bzw. Berater/in Reha/SB, 
Integrationsfachkraft, Lehrer/in, Sozialpädagoge/in, 
Bildungsbegleiter/in BvB) 


• Stabilisierung Berufsausbildungsverhältnis (u. a. 
Sozialpädagoge/in abH, Ausbildungsberater/in der 


Inhalte der BerEb 49.21 


Begleitung im 
Übergangssystem 


49.22 Zusammenarbeit mit 
Dritten 


Stand: November 2014 







6 Geschäftsanweisung Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) nach § 49 SGB III mit Kofinanzierung 


Kammern, Berufsberater/in bzw. Berater/in Reha/SB, 
Integrationsfachkraft,)  


 
Darüber hinaus sind die Eltern/Erziehungsberechtigten der jungen 
Menschen gezielt in die Begleitung des Berufswahlprozesses 
durch den/die Berufseinstiegsbegleiter/in einzubeziehen. 
Probleme, die hierbei auf einem Migrationshintergrund basieren, 
sind von dem/der Berufseinstiegsbegleiter/in aufzugreifen. 
Lösungsstrategien sollen gemeinsam entwickelt und nach 
Möglichkeit umgesetzt werden. 
 
Die Vernetzung zwischen den beauftragten Bildungsträgern und 
den örtlichen zuständigen Stellen (insbes. Industrie- und 
Handelskammer sowie Handwerkskammer) sind seitens der 
Agentur für Arbeit (AA) voranzutreiben. Hierzu sollten auf jeden 
Fall die Kontaktdaten der Ansprechpartner / innen ausgetauscht 
werden sowie bei Bedarf auch gemeinsame Veranstaltungen 
zwischen AA, Bildungsträger und Kammern durchgeführt werden. 
 
 
Die Berufseinstiegsbegleiterin bzw. der Berufseinstiegsbegleiter 
unterstützt die jungen Menschen intensiv im Berufswahlprozess 
(Berufsorientierung, Vermittlung von Praktika, 
Informationsbeschaffung – BiZ/ Internet/ etc., Kontakt zu 
einschlägigen Institutionen, Bewerbungstraining, etc.). Dabei ist 
durchgängig eine enge Abstimmung mit dem/der zuständigen 
Berufsberater/in bzw. Berater/in Reha/SB und den Lehrkräften 
erforderlich. 
 
Unabhängig von der Zugehörigkeit zum Rechtskreis ist die AA und 
hier der/die zuständige Berufsberater/in bzw. Berater/in Reha/SB 
für die Betreuung der (aus SGB III-Mitteln finanzierten und von der 
BA vergebenen) Maßnahme zuständig. Dies beinhaltet auch die 
Betreuung der Maßnahmeteilnehmenden und den laufenden 
Kontakt mit dem Bildungsträger, Beobachtung der 
Entwicklungsfortschritte etc. 
 
Die jungen Menschen können sich zu jeder Zeit zur 
Berufsberatung anmelden.  
 
Da eine frühzeitige Berufsberatung der Maßnahmeteilnehmenden 
wünschenswert ist, hat der/die Berufseinstiegsbegleiter/in den 
jungen Menschen offensiv und zu einem frühen Zeitpunkt auf die 
Wahrnehmung des Beratungs- und Vermittlungsangebot der AA 
hinzuweisen.  
  


Kammern 


Zusammenarbeit mit 
der Berufsberatung 


49.23 
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(3) Die Berufseinstiegsbegleitung beginnt in der Regel mit dem 
Besuch der Vorabgangsklasse der allgemeinbildenden 
Schule und endet in der Regel ein halbes Jahr nach Beginn 
einer Berufsausbildung. Die Berufseinstiegsbegleitung endet 
spätestens 24 Monate nach Beendigung der 
allgemeinbildenden Schule. 
 
 
Die Begleitung beginnt grundsätzlich in der Vorabgangsklasse, 
möglichst zu deren Beginn. Ein späterer Einstieg ist im Einzelfall 
möglich, wenn entsprechende Kapazitäten verfügbar sind und die 
Begleitung noch erfolgversprechend zur Unterstützung der 
Integration in eine Berufsausbildung erscheint. 
 
 
Das individuelle Maßnahmeende eines/r jeden Teilnehmenden 
wird bei Eintritt in die Maßnahme auf das Datum sechs Monate 
nach Ende des allgemeinbildenden Schulbesuchs festgelegt, um 
von Beginn an der Zielsetzung der Berufseinstiegsbegleitung 
gerecht zu werden, nämlich auch die Stabilisierung des 
Berufsausbildungsverhältnisses sowie eine Begleitung beim 
Übergang in den Beruf nach Beendigung der allgemeinen 
Schulzeit bereitzustellen.  
 
Zum Regel-Maßnahmeende sind die individuellen 
Förderungsvoraussetzungen zu prüfen und über eine ggf. 
erforderliche Maßnahmeverlängerung zu entscheiden. Die 
Berufseinstiegsbegleitung endet spätestens 24 Monate nach 
Beendigung der allgemeinbildenden Schule.  
 
Die Berufseinstiegsbegleitung wird bei einem Wechsel eines/einer 
Teilnehmenden an eine andere allgemeinbildende - auch einer 
nicht beteiligten - Schule grundsätzlich fortgesetzt. Dies gilt nicht, 
wenn sich diese Schule außerhalb des vertraglich vereinbarten 
Maßnahmeortes befindet. 
 
Der Bedarfsträger entscheidet in Abstimmung mit der 
Berufseinstiegsbegleiterin bzw. dem Berufseinstiegsbegleiter und 
der Lehrkraft der Schule über die vorzeitige Beendigung der 
Maßnahme. 
 
  


Beginn der Förderung 
der BerEb 


49.31 


49.32 Regel-Maßnahmeende 


Maßnahmeverlänger-
ung 


vorzeitige Beendigung 
der Maßnahme 
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(4) Förderungsbedürftig sind junge Menschen, die 
voraussichtlich Schwierigkeiten haben werden, den 
Abschluss der allgemeinbildenden Schule zu erreichen oder 
den Übergang in eine Berufsausbildung zu bewältigen. 
 
 
Zur Zielgruppe gehören leistungsschwächere Schüler/innen, die 
einen Hauptschulabschluss anstreben und/oder voraussichtlich 
Schwierigkeiten haben werden, diesen zu erlangen. Bei diesem 
Personenkreis kann davon ausgegangen werden, dass auch die 
Integration in Ausbildung nach Beendigung der Schule mit 
Schwierigkeiten verbunden sein wird. Schüler, die einen 
Förderschulabschluss anstreben, zählen ebenfalls zur Zielgruppe, 
soweit eine anschließende Berufsausbildung erreichbar erscheint.  
 
Unter Berücksichtigung der Fördermöglichkeiten der 
Berufseinstiegsbegleitung (Inhalt und Dauer) muss grundsätzlich 
zu erwarten sein, dass die individuellen Voraussetzungen zur 
Aufnahme einer Berufsausbildung geschaffen werden können.  
Hierzu können auch vorliegende Ergebnisse von 
Kompetenzfeststellungen und Potentialanalysen herangezogen 
werden.  
 
 
Es werden nur allgemeinbildende Schulen beteiligt, die zum 
Förder-, Haupt- oder gleichwertigen Schulabschluss führen. Nicht 
berücksichtigt werden Schulen, die ausschließlich einen höheren 
Schulabschluss vermitteln wie Realschulen, Fachoberschulen 
oder Gymnasien. Die Förderung von denselben 
Vorabgangsklassen an einer Schule von unterschiedlichen 
Kofinanzierern in verschiedenen Maßnahmen ist nicht zulässig. 


Die beteiligten Schulen werden in Abstimmung mit dem 
Kofinanzierer und dem jeweiligen Land bestimmt. Das konkrete 
Verfahren ist Bestandteil der Verhandlungen mit dem 
Kofinanzierer. In diesem Verfahren sollen sich die Schulen zu 
einer engen Zusammenarbeit verpflichten, die insbesondere 
umfasst:   
 


- Bereitschaft, an der Berufseinstiegsbegleitung aktiv 
mitzuwirken und mit den Berufseinstiegsbegleitern 
vertrauensvoll zusammenzuarbeiten (insbesondere bei 
der Umsetzung der individuellen Förderplanung). 


- Unentgeltliche Bereitstellung eines Besprechungsraumes 
für die Präsenzzeiten der Berufseinstiegsbegleiterin bzw. 
des Berufseinstiegsbegleiters in der Schule. 


- Benennung eines Ansprechpartners/-partnerin / 
Koordinators/Koordinatorin / Berufsorientierungslehrers/-
lehrerin für die Berufseinstiegsbegleiterin bzw. den 
Berufseinstiegsbegleiter. 


- Nutzung des Berufswahlpasses bzw. eines ähnlichen 
Instrumentes. 


- Bereitstellung eines individuellen schulischen 
Förderangebotes für die betreuten Schüler und 
Schülerinnen. 


Förderungsbedürftige 
junge Menschen 


49.41 


Beteiligte Schulen 49.42 
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An Maßnahmen, die auf der Grundlage der „Vereinbarung 
zwischen dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
und der Bundesagentur für Arbeit (BA) über die Kofinanzierung 
von Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch und die Durchführung dieser 
Maßnahmen“ (in Kraft getreten am 15.08.2012) durchgeführt und 
kofinanziert werden, können auch weiterhin nur die Schulen 
teilnehmen, die bereits im Rahmen des § 421s SGB III (a.F.) 
ausgewählt wurden. Eine Genehmigung von Ersatzschulen ist nur 
wie in der GA zur Berufseinstiegsbegleitung nach § 421s SGB III 
(a.F.) beschrieben möglich. 
 
An Maßnahmen, die auf der Grundlage der 
Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) und der Bundagentur für Arbeit (BA) 
über die Durchführung des ESF-Bundesprogrammes 
„Kofinanzierung der Berufseinstiegsbegleitung“ durchgeführt und 
kofinanziert werden, können nur die Schulen teilnehmen, die in 
dem Benennungsverfahren mit den Ländern bestimmt wurden. 
Ersatzschulen können nur mit Zustimmung der Länder beteiligt 
werden. Die Zentrale ist über den Wechsel zu informieren. 
 


  


Durch das BMAS 
kofinanzierte Maß-
nahmen 


49.43 


Durch ESF-Mittel des 
Bundes kofinanzierte 
Maßnahmen 


49.44 
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(5) Als Maßnahmekosten werden dem Träger die angemessenen 
Aufwendungen für die Durchführung der Maßnahme 
einschließlich der erforderlichen Kosten für die 
Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter 
erstattet. 
 
 
Träger, die Berufseinstiegsbegleitung im Auftrag der BA nach 
§ 49 SGB III durchführen wollen, müssen durch eine fachkundige 
Stelle nach Maßgabe der § 176 ff. SGB III zugelassen sein.  
 
  


Trägerzulassung 49.5 
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§ 50 
Anordnungsermächtigung 


Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch Anordnung das 
Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren 
der Förderung zu bestimmen. 
 
 
Vor Erlass einer Anordnung sollen zunächst Erfahrungen 
gesammelt werden. 
 


50.0 
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Verfahren 
 
 
Die Maßnahmen werden nach den Vorschriften der VOL/A durch 
die zentrale Einkaufsorganisation der BA beschafft. 
 
 
Die jeweilige RD ist für die Abstimmungen mit dem für die Schulen 
zuständigen Ministerium auf Landesebene zuständig. 
 
Örtlich zuständig ist die Agentur für Arbeit, in deren Bezirk die 
jeweilige Schule liegt. 
 
Der Agentur für Arbeit obliegt auch die Qualitätssicherung 
hinsichtlich der Maßnahmeumsetzung (vgl.: Arbeitshilfe 
Maßnahmebetreuung). 
 
 
Da bereits bei der Abstimmung zwischen Schule (Lehrer/in) und 
Agentur für Arbeit (Berufsberater/in bzw. Berater/in Reha/SB) zur 
Feststellung der Förderungsbedürftigkeit der jeweiligen Schülerin 
bzw. des jeweiligen Schülers deren Einverständnis bzw. das 
Einverständnis der Eltern/Erziehungsberechtigten vorliegen muss, 
ist dieses schon im Vorfeld einzuholen. Hierfür eignen sich 
gemeinsame Veranstaltungen von Schule und Agentur für Arbeit, 
um die Berufseinstiegsbegleitung bei Lehrkräften, Schülerinnen 
und Schülern sowie Eltern/Erziehungsberechtigte des betroffenen 
Schuljahrganges vorzustellen. Ein Muster/Vordruck zur 
Einverständniserklärung ist als Anlage 1 und ein Muster einer 
Anlage zur Einverständniserklärung als Anlage 2 beigefügt. Das 
konkrete Verfahren ist – unter Beachtung datenschutzrechtlicher 
Vorschriften – in Abstimmung mit dem Land bzw. der Schule zu 
regeln.  
 
Bei Maßnahmen, die nach dem ESF-Bundesprogramm 
„Kofinanzierung der Berufseinstiegsbegleitung“ durchgeführt und 
kofinanziert werden sind die Vordrucke „ESF-
Einverständniserklärung“ (Anlage 3) und „ESF-Anmelde-/ 
Teilnehmerfragebogen“ (Anlage 4) zu nutzen. Die 
Einverständniserklärung ist zur Maßnahmeakte zu nehmen. 
 
 
Zur optimalen Nutzung der Platzkapazitäten hat der 
Bildungsträger die Agentur für Arbeit regelmäßig über die 
Auslastung zu informieren. Freie und frei werdende Plätze sind 
der Agentur für Arbeit unverzüglich mitzuteilen. Eine 
Nachbesetzung offener Teilnehmerplätze ist jederzeit möglich, 
sofern die Restlaufzeit des Vertrags- bzw. Optionszeitraumes eine 
sinnvolle Betreuung zur Integration in eine Berufsausbildung 
gewährleistet. 
 
Unabhängig davon benennt die zuständige Agentur für Arbeit eine 
Maßnahmebetreuerin / einen Maßnahmebetreuer für die 
Koordination mit dem Bildungsträger und der Überwachung der 
Auslastung. Das konkrete Verfahren ist mit dem jeweiligen 
Bildungsträger abzustimmen.  
 


Anwendung der VOL/A V.BerEb.01 


Zuständigkeiten V.BerEb.02 


Qualitätssicherung 


Aufklärung und Ein-
verständniserklärung 


V.BerEb.03 


Verfahren bei der 
Besetzung der Plätze 


V.BerEb.04 


Koordination 
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Die Vertrags- und Optionszeiträume beziehen sich immer auf 
bestimmte Schulabgangsjahrgänge, z. B. beziehen sich die 
jeweiligen Vertrags- / Optionszeiträume 2013 – 2017 und 2014 – 
2018 auf die entsprechenden Schulabgangsjahrgänge 2015 und 
2016. Nur diese Schülerinnen / Schüler aus den entsprechenden 
Schulabgangsjahrgängen sind bei der Besetzung der Plätze in 
den jeweiligen Vertrags- und Optionszeiträumen zu 
berücksichtigen.  
 
Um die Auslastung – insbesondere zu den im Vertrag genannten 
Stichtagen – zu gewährleisten, können die frei werdenden Plätze 
auch mit Schülern / Schülerinnen der anderen im Losblatt im 
Leistungsverzeichnis genannten Schulen besetzt werden. Nicht 
besetzte Plätze können innerhalb des jeweiligen Losblattes im 
Leistungsverzeichnis – in Abstimmung mit den beteiligten Schulen 
– auch zugunsten anderer mit dem Kofinanzierer und den 
jeweiligen Ländern abgestimmten Schulen verschoben und dort 
besetzt werden. 
 
 
Die Mittelbewirtschaftung und –überwachung erfolgt im Verfahren 
ERP-Finanzen. 
 
Für die Bewirtschaftung der Ausgaben gilt die Ermächtigungsart 
„c“ (vgl. HBest-Ermächtigungsart). 
 
Für Mittelbindungen und Ausgaben gelten folgende ERP-
Kontierungselemente (vgl. Kontierungshandbuch): 


• Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III 
Kofinanzierung durch sonstige Dritte 
(Finanzposition 2-68511-00-3032, 
Hauptvorgang 2207, Teilvorgang 0011) 
 


• Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III 
Kofinanzierung durch Bundesländer 
(Finanzposition 2-68511-00-3061, 
Hauptvorgang 2209, Teilvorgang 0001) 
 


• Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III 
Kofinanzierung durch den Bund (BMAS)  
(Finanzposition 2-68511-00-3071, 
Hauptvorgang 2210, Teilvorgang 0001) 
 


• Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III 
Kofinanzierung durch Bundes-ESF 
in stärker entwickelten Regionen 
(Finanzposition 2-68511-00-3081, 
Hauptvorgang 2211, Teilvorgang 0001) 
 


• Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III 
Kofinanzierung durch Bundes-ESF 
in Übergangsregionen 
(Finanzposition 2-68511-00-3082, 
Hauptvorgang 2211, Teilvorgang 0002) 
 


Schulabgangs-
jahrgang 


Verschiebung der 
Kapazitäten 


Mittelbewirtschaftung /  
-überwachung 


V.BerEb.05 


Kontierungselemente 
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Auf die Verwendung der korrekten Kontierungselemente ist zu 
achten. 
 
Für die Bindung von Haushaltsmitteln gelten die Weisungen der 
HBest (vgl. HBest-Bindung). Bei Bestellung der Maßnahme 
(Auftragserteilung an das REZ) sind Mittelbindungen in Höhe des 
geschätzten Auftragswertes anzulegen. Nach Zuschlagserteilung 
sind die Mittelbindungen an das Ausschreibungsergebnis 
anzupassen. 
 
Die Maßnahmen, die auf der Grundlage der Vereinbarung mit dem 
BMAS (in Kraft getreten am 15.08.2012) durchgeführt werden, 
sind zu 100% aus dem EGT zu finanzieren. Der 
Kofinanzierungsanteil des Bundes wird durch vierteljährliche, 
zentral veranlasste Erstattungen abgerufen. Die Berechnung der 
vierteljährigen Erstattungsbeträge erfolgt zentral auf der 
Grundlage der voraussichtlichen Ausgaben für die Kofinanzierung. 
Datengrundlage hierfür sind die in ERP erfassten Ausgaben und 
Bindungen.  
 
Die Maßnahmen, die auf der Grundlage des ESF-
Bundesprogrammes „Kofinanzierung der Berufseinstiegs-
begleitung“ durchgeführt und kofinanziert werden, sind zu 100% 
aus dem EGT zu finanzieren. Die anteilige Refinanzierung wird 
durch die ESF-Verwaltungsstelle (Zentrale, AV22) abgewickelt. 
Datengrundlage hierfür sind die in ERP erfassten Ausgaben. Da 
gegenüber der Europäischen Kommission nur förderfähige 
Ausgaben deklariert werden dürfen, ist auf die Verwendung der 
zutreffenden Kontierungselemente besonders zu achten. 
 
 
Die Erfassung der Teilnehmenden an der 
Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) in den IT-Verfahren der BA wird 
wie folgt geregelt. 
 
Erfassung des / der Teilnehmenden an BerEb in zPDV/VerBIS:  
Zunächst ist zu prüfen, ob in VerBIS bereits eine “Anmeldung zur 
BB“ vorliegt. Bei der Erfassung sind zwei Fallgestaltungen zu 
unterscheiden: 
1. Es liegt keine Anmeldung zur BB vor. 


Sofern noch kein Datensatz in zPDV vorhanden ist, ist dieser 
in zPDV für die teilnehmenden jungen Menschen anzulegen 
und nach VerBIS zu übernehmen. Die/der Teilnehmende ist 
zur BB anzumelden und erhält den Kundenstatus 
„Ratsuchend“. Die Entscheidung über die individuellen 
Förderungsvoraussetzungen ist in der Kundenhistorie von 
VerBIS (Typ „Allgemeiner Vermerk“) zu dokumentieren. Die 
Schulbildung ist im Lebenslauf zu erfassen. 


2. Es liegt eine Anmeldung zur BB vor. 
Die Entscheidung über die individuellen 
Förderungsvoraussetzungen ist in der Kundenhistorie von 
VerBIS (Typ „Allgemeiner Vermerk“) zu dokumentieren. Die 
Schulbildung ist im Lebenslauf zu erfassen bzw. zu ergänzen. 


  


Besonderheiten der 
finanztechnischen Ab-
wicklung  
 
- der durch das 


BMAS kofinanzier-
ten Maßnahmen 


- der durch ESF-
Mitteln des Bundes 
kofinanzierten 
Maßnahmen 


Datenerfassung in den 
IT-Verfahren 


V.BerEb.06 


zPDV / VerBIS 
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Die Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung nach 
§ 49 SGB III (BerEb) und deren Teilnehmende sind in COSACH 
im Verfahrenszweig AMP, Förderbereich FdBA, Förderart BerEb, 
Förderfeld BerEb-03 zu erfassen.  
 
Für den (Grund-)Vertrags- und jeden Optionszeitraum ist eine 
Maßnahme zu erfassen. 
 
Schulen, die mit Mitteln des Bundes (BMAS) gem. der 
„Vereinbarung zwischen dem BMAS und der BA über die 
Kofinanzierung von Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung 
nach § 49 SGB III des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und die 
Durchführung dieser Maßnahmen“ (in Kraft getreten am 
15.08.2012) kofinanziert werden, sind in COSACH im Förderfeld 
BerEb-03 auf der Registerkarte „Beteiligte Schulen“ zwingend mit 
dem Kennzeichen „BMAS Kofinanzierer“ zu versehen.  
 
Die Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung nach 
§ 49 SGB III (BerEb) auf der Grundlage des ESF-
Bundesprogrammes „Kofinanzierung der Berufseinstiegs-
begleitung“ und deren Teilnehmende sind in COSACH im 
Verfahrenszweig AMP, Förderbereich FdBA, Förderart BerEb, 
Förderfeld BerEb-04 zu erfassen. Hierbei sind die Vorgaben der 
ESF-Arbeitshilfe COSACH (Anlage 5) zwingend einzuhalten. Die 
Inhalte des Anmelde-/Teilnehmerfragebogens (Anlage 4) sind in 
COSACH zu übernehmen. Danach ist der Bogen zu vernichten. 
 
Es ist sicherzustellen, dass alle Maßnahmen und Teilnehmenden 
korrekt nach der Finanzierungsart erfasst werden: 


• Förderfeld BerEb-02  
BMBF-Initiative „Bildungsketten“, 


• Förderfeld BerEb-03 
Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III mit 
Kofinanzierung durch sonstige Dritte, Bundesländer, 
BMAS, 


• Förderfeld BerEb-04 
Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III mit 
Kofinanzierung auf der Grundlage des ESF-
Bundesprogrammes „Kofinanzierung der Berufseinstiegs-
begleitung“. 


 
Im Förderfeld BerEb-01 sind keine Erfassungen mehr 
vorzunehmen. 
 
Die Ergebnisse der Abstimmungsgespräche mit der Schule über 
die Teilnehmerauswahl können in COSACH auf der Registerkarte 
"Vermerke" dokumentiert werden. 
 
 
Der Bildungsträger hat zu Maßnahmebeginn für jede/n 
Teilnehmende/n auf der Grundlage der bei Eintritt in eine 
Berufseinstiegsbegleitung vorliegenden Informationen sowie der 
Standortbestimmung eine individuelle Förderplanung zu erstellen 
und kontinuierlich fortzuschreiben. Soweit vorhanden, sind hierbei 
die Ergebnisse einer durchgeführten Potenzialanalyse zu nutzen. 
Die Förderplanung muss differenzierte Aussagen zu den 


COSACH – BerEb-03 


Kennzeichnung Kofi-
nanzierung aus 
Bundesmitteln (BMAS) 


COSACH – BerEb-04 


Förderplanung V.BerEb.05 
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fachlichen, allgemeinbildenden und sozialpädagogischen 
Förderbereichen enthalten. 
 
Die Förderplanung ist nicht an die Agentur für Arbeit zu 
übermitteln und muss nicht ausdruckbar sein. Sie ist der BA auf 
Anforderung aber darzulegen (ggfs. durch gemeinsame 
Einsichtnahme im EDV-Programm des Bildungsträgers).  
 
Der Bildungsträger hat zu folgenden Anlässen dem/der 
Berufsberater/in bzw. dem/der Berater/in Reha/SB eine Leistungs- 
und Verhaltensbeurteilung (LuV) zur Genehmigung vorzulegen: 
 
Start-LuV - spätestens acht Wochen nach 


Maßnahmebeginn 
 


Verlauf-LuV - spätestens vier Wochen nach jeder 
Zeugnisausgabe der allgemein bildenden 
Schule 


 - spätestens sechs Monate nach Beendigung 
der allgemein bildenden Schule, sofern 
noch keine Berufsausbildung aufgenommen 
wurde 


 - spätestens ein Jahr nach Beendigung der 
allgemein bildenden Schule, sofern noch 
keine Berufsausbildung aufgenommen 
wurde 
 


Abschluss-
LuV 


- spätestens am letzten Tag der 
Maßnahmeteilnahme 


 
 
Die LuV enthält die für die zu treffende Entscheidung 
maßgeblichen Aussagen aus der Förderplanung. 
 
Die LuV muss im Vorfeld mit dem / der Teilnehmenden 
besprochen worden sein und ihm /ihr eine Mehrausfertigung 
ausgehändigt werden. 
 
Der Datenaustausch zwischen Bildungsträger und Agentur für 
Arbeit erfolgt über eM@w.  
 
 
Dem Bildungsträger wird von der BA ein bundeseinheitlicher Flyer 
(DINlang-Format) zur Verfügung gestellt. Ein entsprechendes 
Anschauungsexemplar steht im Internet auf der Homepage der BA 
unter www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de > Arbeitsmarkt-
Dienstleistungen > Vordrucke > Vordrucke für die 
Vertragsausführung > Maßnahmen auf der Rechtsgrundlage SGB 
III/SGB II in der Fassung ab 01.04.2012 > Maßnahmen für junge 
Menschen (ohne § 45 SGB III und ohne Reha) > 
Berufseinstiegsbegleitung zur Verfügung. 
 
Die jeweilige RD / AA stellt dem Auftragnehmer diese Flyer nach 
gemeinsamer Abstimmung des Bedarfes in Printform unentgeltlich 
zur Verfügung.  
  


Leistungs- und 
Verhaltensbeurteilung 


eM@w 


Flyer V.BerEb.08 


Stand: November 2014 
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Aufgrund unterschiedlicher Kofinanzierer obliegt die Realisierung 
des Flyers der jeweiligen RD / AA. Die Kosten sind bei den 
Maßnahmekosten mit einzuplanen. Ein entsprechendes Template 
ist zur individuellen Anpassung im MediaNet eingestellt. 
 
Die Flyer für Maßnahmen, die 


• mit Mitteln des Bundes (BMAS) gem. der „Vereinbarung 
zwischen dem BMAS und der BA über die Kofinanzierung 
von Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung nach 
§ 49 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und die 
Durchführung dieser Maßnahmen“  
und 


• auf der Grundlage des ESF-Bundesprogrammes 
„Kofinanzierung der Berufseinstiegsbegleitung“ 


kofinanziert werden, werden von der Zentrale bereitgestellt. 
 
Der Bildungsträger hat für die Flyer ein Einlegeblatt mit 
Informationen zur Weitergabe an potenzielle Teilnehmende zu 
erstellen. 
 
Das Einlegeblatt darf nur zusammen mit dem jeweiligen 
bundeseinheitlichen Flyer ausgegeben werden. 


MediaNet 


Flyer für 
Bundesprogramme 


Einlegeblatt 


Stand:  November 2014 





		Geschäftsanweisung (Stand: November 2014)

		Inhaltsübersicht






Verwaltungsvereinbarung  
 


zwischen  
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und  


der Bundesagentur für Arbeit  
 


über die Durchführung des ESF-Bundesprogramms  
„Kofinanzierung der Berufseinstiegsbegleitung“ 


 
 
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und die Bundesagentur für Arbeit 
(BA), vertreten durch den Vorstand, schließen folgende Vereinbarung: 
 
 


Artikel 1  
Gegenstand der Vereinbarung 


(1) Die BA übernimmt während der Förderperiode 2014 - 2020 des Europäischen Sozi-


alfonds (ESF) die Durchführung des ESF-Bundesprogramms „Kofinanzierung der Be-


rufseinstiegsbegleitung“.  


(2) Die Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung werden auf der Grundlage des § 49 


des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) durchgeführt. 


(3) Das Programm wird aus dem ESF auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 


1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 (ESF-


Verordnung, kurz: ESF-VO), der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Par-


laments und des Rates vom 17. Dezember 2013 (Allgemeine Strukturfondsverordnung, 


kurz: Allg. VO) sowie auf Basis des Operationellen Programms (OP) des Bundes für den 


ESF für die Förderperiode 2014 - 2020 (CCI: 2014DE05SFOP002) gefördert. Jegliche 


delegierte Rechtsakte bzw. Durchführungsbestimmungen, die in Verbindung mit der 


Strukturfondsförderung stehen und erlassen wurden bzw. noch erlassen werden, vervoll-


ständigen die rechtliche Grundlage. 


(4) Das BMAS stellt der BA ESF-Mittel der Technischen Hilfe für folgende Punkte zur 


Verfügung: 
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• - für die im Rahmen der Programmdurchführung notwendige Programmierung der 


IT-Schnittstelle zwischen dem BA-IT-System und dem BMAS-IT-System,  


• - für die zentral anfallenden Personalkosten in der ESF-Verwaltungsstelle, 


• - für die Personalausgaben des Prüfdienst AMDL im BA-Servicehaus für die ESF-


Prüfungen sowie  


• - für die Personalausgaben der ESF-Bescheinigenden Stelle.  


Über die Höhe der vom BMAS zu erstattenden Verwaltungsausgaben ist eine gesonderte 


Vereinbarung zwischen BMAS und BA zu treffen. Weitere Verwaltungskosten werden der 


BA nicht erstattet.  


 
 


Artikel 2  
Finanzierung der Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung 


(1) Der ESF beteiligt sich in Höhe von 50 Prozent und mit einem Gesamtvolumen von 


bis zu 530 Mio. Euro an den Kosten der durchgeführten Maßnahmen der Berufsein-


stiegsbegleitung nach § 49 SGB III. 


(2) Von den 530 Mio. Euro entfallen 400,6 Mio. Euro auf die stärker entwickelten Regi-


onen im Sinne des Artikel 90 der Allg. VO (alte Bundesländer einschließlich Berlin ohne 


Region Lüneburg und zuzüglich der Region Leipzig), davon 7,84 Mio. Euro für die Region 


Leipzig. Auf die Übergangsregionen (neue Bundesländer ohne die Regionen Berlin und 


Leipzig zuzüglich Region Lüneburg) entfallen 129,4 Mio. Euro, davon 13,15 Mio. Euro auf 


die Region Lüneburg. Von der Aufteilung der Mittel nach Regionen kann nur nach Ge-


nehmigung durch das BMAS abgewichen werden.  


(3) Die ESF-Mittel werden entsprechend den Regelungen der Allg. VO als Vorschuss-


zahlung, Zwischenzahlung und Restzahlung ausgezahlt. Hierzu erstellt die ESF-


Bescheinigungsbehörde bis zu viermal jährlich Zahlungsanträge auf der Grundlage vor-


bereitender Beiträge der ESF-Bescheinigungsstelle. Das BMAS leitet Erstattungen der 


Europäischen Kommission an die BA weiter. Verweigert die Europäische Kommission 


aufgrund festgestellter Unregelmäßigkeiten oder fehlender Nachweise die Erfüllung von 


Erstattungsansprüchen oder macht Rückerstattungsansprüche gegenüber der Bundes-


republik Deutschland geltend, so haftet die BA nach dem Maßstab, dem ihre Bedienste-


ten bei der Durchführung der übertragenen Aufgaben ihr gegenüber unterliegen. 
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Artikel 3  
Umfang der Durchführung von Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung 


(1) Die BA führt die Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung an ausgewählten all-


gemein bildenden Schulen, die zum Förder-, Haupt- oder gleichwertigen Schulabschluss 


führen, durch. Diese Vereinbarung umfasst Maßnahmen der Berufseinstiegsbegleitung, 


die in den Schuljahren 2014/2015 bis 2018/2019 in den Vorabgangsklassen der in Satz 1 


genannten Schulen beginnen. Die Maßnahmen beginnen für die Vorabgangsklasse 


2014/2015 im März 2015, für die Vorabgangsklassen 2015/2016 bis 2018/2019 jeweils 


zum Beginn des Schuljahrs der Jahre 2015 bis 2018. Die Vereinbarung umfasst die ge-


samte Durchführungsdauer der Maßnahmen nach § 49 Absatz 3 SGB III. 


(2) Die Auswahl der Schulen und die Festsetzung der Teilnehmerzahlen erfolgt unter 


Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel in enger Abstimmung 


zwischen BMAS, BA und den Ländern. Bei der Auswahl sollen vorrangig die Schulen 


berücksichtigt werden, die bisher nach § 421s SGB III in der bis zum 31. März 2012 gel-


tenden Fassung sowie im Rahmen der Initiative des Bundesministeriums für Bildung und 


Forschung „Abschluss und Anschluss – Bildungsketten bis zum Ausbildungsabschluss“ 


gefördert wurden. Darüber hinaus sollen im Rahmen der zur Verfügung stehenden 


Haushaltsmittel weitere Schulen in die Förderung einbezogen werden. Soweit es wäh-


rend der Laufzeit des Programms zu Schulschließungen oder -zusammenlegungen 


kommt, können im Einvernehmen mit dem jeweiligen Bundesland Ersatzschulen ausge-


wählt werden. 


(3) Die BA beschafft die Maßnahmen zur Berufseinstiegsbegleitung nach dem Verga-


berecht. Um eine stärkere Kontinuität bei der Begleitung und Betreuung der jungen Men-


schen zu erreichen, sind drei Schuljahreskohorten zugleich auszuschreiben - mit der 


Möglichkeit der Ziehung einer Verlängerungsoption für zwei weitere Kohorten. 


 
 


Artikel 4  
Pflichten nach EU-Recht 


(1) Im Hinblick auf den ordnungsgemäßen Einsatz der ESF-Mittel hat die BA insbeson-


dere die Allg. VO und die ESF-VO sowie jegliche delegierte Rechtsakte bzw. Durchfüh-


rungsbestimmungen, die in Verbindung mit der Strukturfondsförderung stehen und erlas-


sen wurden bzw. noch erlassen werden, zu beachten. Darunter fallen u.a. die Bereiche 


• Querschnittsziele nach Art. 7 u. 8 Allg. VO 
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• Mitwirkungspflicht/Auskunft an prüfberechtigte Stellen 
• Mitwirkung/Datenerfassung und -speicherung sowie -lieferung 
• E-Cohesion 
• Information und Publikation 
• Verwaltung und Kontrolle (Stichproben- und Systemprüfungen), inkl. 


Aufbewahrung von Belegen  


(2) Die BA richtet als „zwischengeschaltete Stelle“ für die Durchführung der Berufsein-


stiegsbegleitung eine Verwaltungsstelle und eine Bescheinigungsstelle ein. Einzelheiten 


zur Organisation und zu den Aufgaben ergeben sich aus der Allg. VO sowie aus den er-


lassenen bzw. künftig erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsak-


ten. Wesentliche Einzelheiten sind der dieser Vereinbarung beigefügten Anlage zu ent-


nehmen. 


(3) Die ESF-Prüfbehörde des Bundes und durch sie beauftragte Prüfstellen sind ent-


sprechend Artikel 127 der Allg. VO berechtigt und verpflichtet, das vorliegende Bundes-


programm zu prüfen. Dies erfolgt durch Prüfungen des Verwaltungs- und Kontrollsystems 


und der erklärten Ausgaben anhand geeigneter Stichproben. Die Antragsteller sind zu 


verpflichten, im Rahmen der Finanzkontrolle durch die genannten Stellen mitzuwirken 


und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 


 
 


Artikel 5  
Inkrafttreten 


Diese Vereinbarung tritt am 15. November 2014 in Kraft.  


 


 


Berlin, den 24. Oktober 2014 Nürnberg, den 31. Oktober 2014 


  
Bundesministerium für Arbeit und Soziales Bundesagentur für Arbeit 
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Anlage 
Pflichten nach EU-Recht: 
 
1. Als allgemeiner Grundsatz ist zu beachten, dass eine Funktionstrennung zwischen 


den mit der Verwaltung und Kontrolle betrauten Stellen sowie innerhalb dieser Stellen 
bestehen muss (vgl. Art. 72 Buchstabe b) Allg. VO).  


 
2. Die allgemeinen Grundsätze der Verwaltungs- und Kontrollsysteme (Art. 72 Buchsta-


ben e) und f) der Allg. VO) unterliegen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (Art. 4 
Abs. 5 der Allg. VO).  


 
3. Im Rahmen ihrer Aufgaben als Verwaltungsstelle stellt die BA sicher, dass Systeme 


vorhanden sind, die eine rechtskonforme Durchführung der Fördervorgänge absi-
chern. Der Verwaltungsbehörde ist insbesondere eine Überwachung im Hinblick auf 
die rechtskonforme Umsetzung zu ermöglichen. Die BA hat die Anforderungen gem. 
dem Aufgabenkatalog des Art. 125 Allg. VO sicherzustellen. Dies sind insbesondere: 


 
a) Lieferung eines Beitrags zum jährlichen Durchführungsbericht, 
b) Bereitstellung von einschlägigen Informationen für die nachgeordneten 


bzw. besonderen Dienststellen, insbesondere für die Agenturen für Arbeit 
als programmumsetzende Stellen vor Ort, die Auftragnehmer und die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, 


c) Einrichtung eines Systems für alle benötigten Daten, die in elektronischer 
Form aufgezeichnet und gespeichert werden können und Sicherstellung 
der Erhebung, Eingabe und Speicherung dieser Daten, 


d) Erstellung und Anwendung der in dem Programm festgelegten Auswahl-
kriterien, 


e) Zurverfügungstellung von Unterlagen für die Auftragnehmer, aus denen 
die Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen, und Vergewisse-
rung, dass diese über die entsprechende administrative, finanzielle und 
operationelle Leistungsfähigkeit verfügen, 


f) Einhaltung relevanter Rechtsvorschriften, 
g) Verwendung eines separaten Buchführungssystems oder eines geeigne-


ten Buchführungscodes für alle Finanzvorgänge, 
h) wirksame und angemessene Vorbeugungsmaßnahmen gegen Betrug, 
i) Aufbewahrung von Kontrollunterlagen unter Beachtung der Aufbewah-


rungsfristen nach Art. 140 der Allg. VO, 
j) Zulieferung zur Verwaltungserklärung und jährlichen Zusammenfassung 


gem. Art. 59 Abs. 5 a) und b) der Haushaltsordnung. 
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4. Die Bescheinigungsstelle hat gem. Art. 126 Allg. VO u.a. folgende Aufgaben: 


a) Erstellung der Zahlungsanträge und Vorlage an das BMAS (ESF-
Verwaltungsbehörde) sowie Bescheinigung, dass sie sich aus zuverlässi-
gen Buchführungssystemen ergeben, auf überprüfbaren Belegen beruhen 
und von der Verwaltungsstelle überprüft wurden, 


b) Rechnungslegung gem. Art. 59 Abs. 5 der Haushaltsordnung (Art. 137 
Allg. VO), 


c) vollständige, genaue und sachlich richtige Rechnungslegung, Bescheini-
gung der Übereinstimmung der verbuchten Ausgaben mit anwendbarem 
Recht und den Projektauswahlkriterien, 


d) Sicherstellung, dass ein System zur elektronischen Aufzeichnung und 
Speicherung der Buchführungsdaten besteht, in dem alle erforderlichen 
Daten erfasst sind. 


 
Hierzu muss sie die Informationen der Verwaltungsstelle und die Ergebnisse der Prüf-
stelle berücksichtigen und in elektronischer Form Buch führen, wobei wieder einzuzie-
hende Beträge zu berücksichtigen sind. 


 
5. Zur Erreichung des Gesamtziels „Abbau von Verwaltungsaufwand“ (Art. 4 Abs. 5 Allg. 


VO) führen die Agenturen für Arbeit selbst keine Vor-Ort-Kontrollen durch.  
Für die Durchführung von Vor-Ort-Kontrollen ist der im Prüfdienst Arbeitsmarktdienst-
leistungen (AMDL) des BA-Service-Hauses angesiedelte Teil der ESF-
Verwaltungsstelle zuständig. Der Umfang der durchzuführenden Vor-Ort-Kontrollen 
sowie weitere Vorgaben hierzu werden im Einvernehmen mit dem BMAS festgelegt. 
Die Bescheinigungsstelle sowie weitere im ESF Prüfberechtigte können anlassbezo-
gen oder stichprobenartig Vor-Ort-Prüfungen des Prüfdienstes AMDL begleiten. 


 
6. Die Aufzählung der o.g. Aufgaben und Inhalte ist nicht abschließend. Der Umfang der 


endgültig zu erbringenden Leistungen ergibt sich aus den bereits beschlossenen 
Rechtsakten und Durchführungsanweisungen sowie den ggfls. nach Abschluss dieser 
Vereinbarung verabschiedeten einschlägigen delegierten Rechtsakten, Durchfüh-
rungsrechtsakten, Leitlinien und Auslegungsvermerken der Europäischen Kommissi-
on.  
Einzelheiten werden in direkten Absprachen zwischen dem Fachreferat des BMAS 
und der BA geregelt. 
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